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vorläufig ungeklärt... Wir sind auf
vielerlei Überraschungen gefasst!

Zwei wichtige aktivi täten der KETTE möchte

ich noch erwähnen: durch grosszügige
spenden existiert ein drogenfonds. Das

geld ist dazu bestimmt, strafverteidigun-
gen und juristische beratungen für
drogenabhängige zu finanzieren. Wir danken Heinz
Lüscher, der unterdessen viel erfahrungen
gesammel

abhängige zu finanzieren. Wir danken Heinz
Lüscher, der unterdessen in diesem gebiet
viel erfahrungen gesammelt hat und den
drei Juristen, welche diesen fonds verwalten

sehr herzlich für ihre arbeit.

Neben der Zeitschrift "die kette", die
weitgehend und kontinuierlich das sprach-
organ der KETTE ist, beteiligten sich ver¬

schiedene mitglieder der KETTE an zwei
gutbesuchten diskussionsabenden zum film
"Christiane F. Wir kinder vom bahnhof zoo."

Zum schluss ist es mir noch ein anliegen,
Marlyse Walser, die langjährige mitarbeiten

n und eigentliche trägerin der KETTE

zu verabschieden. Sie war schon bei der
gründung der KETTE dabei. Bei ihr liefen
die informationen zusammen, sie organisierte

den dachverband, sie konnte man

fragen, sie war hauptinformationsträger
und - Verteiler. Ebenfalls war sie von an-
fang an bei der Zeitschrift - eigentlich
ihr persönliches Steckenpferd - aktiv
dabei. Ich danke Dir, Marlyse, für deinen
einsatz und deine arbeit über die vielen
jähre hinweg sehr herzlich. Wir wünschen
dir alles gute und sind froh, dass du die
Zeitschrift weiterhin mitgestalten willst.

Ursina von Albertini, präsidentin

Obskure petition verlangt mehr "hilfe und betreuung für
drogenabhängige"

MrtT"/- Gwjfacli
WIR SIND NICHT LÄNGER BEREIT/ ZUZUSEHEN/ WIE UNSERE GELIEBTEN KINDER AUF
DER GASSE EINES GRAUSAMEN TODES AUSGESETZT SIND/ NUR WEIL IN UNSERER
DEMOKRATIE VERANKERTER FÖDERALISMUS GEGENÜBER BUNDESGESETZEN KEINE ODER NUR

MANGELHAFTE DISZIPLIN ZEIGT."

MIT SOLCH KRAUSEN FORMULIERUNGEN WANDTE SICH EIN IN ZÜRICH EINGETRAGENER
"VEREIN ZUR ABÄNDERUNG DER STRAFPRAXIs" VOR EINIGEN MONATEN AN DIE
PETITIONSKOMMISSIONEN VERSCHIEDENER KANTONE. HAUPTPUNKT DER BITTSCHRIFT IST
DER VORWURF/ DASS DROGENABHÄNGIGE WEGEN FEHLENS GEEIGNETER INSTITUTIONEN
"IHREM SCHICKSAL ÜBERLASSEN" WERDEN. URS ARGAST/ ARZT IM ARXHOF UND

STELLVERTRETENDER ARZT IM DROP-IN BASEL/ VERFASSTE SEINE ÜBERLEGUNGEN NACH
EINEM GESPRÄCH/ DAS ER ALS TEILNEHMER EINER VERTRETUNG DES DROP-IN MIT DER

PETITIONSKOMMISSION DES BASLER GROSSEN RATES HATTE

Die petition übergeht sämtliche bis jetzt
geleisteten anstrengungen verschiedener
Institutionen, zum teil mit staatlicher
Unterstützung, auf der ebene beratung und thérapie.

Ausser frage steht, dass die bestehenden

einrichtungen vermehrt unterstützt und

weitere therapiemöglichkeiten geschaffen
werden müssen. Jeder, der schon mit
drogenabhängigen gearbeitet hat, weiss jedoch,
da.ss genügend therapiemöglichkeiten alleine
noch keine gewähr dafür bieten, das problem

der abhängigkeit aus der weit zu schaffen.
Deshalb stellt der satz über die hilflosen,
armen abhängigen keinen realistischen an-
satz zur hilfe dar.
Die petition verleitet dazu, sie als eingäbe

von verzweifelten betroffenen eitern,
die den blick für die realität verloren
haben, abzutun. In diese gefahr geriet die
regierung des kantons Basel-Stadt, die ihre
antwort recht oberflächlich und kurz hielt.
Zum glück erkannte die grossrätliche peti-



tionskommission das wirklich drängende
problem hinter dieser bittschrift und gab sich
mit der antwort der regierung nicht zufrieden,

sondern lud verschiedene in der drogen-
therapie tätige institutionen zu einem ge-
spräch ein.

Der bericht der regierung weist vor allem
auf zwei tatsachen hin: therapiemöglichkei-
ten für motivierte drogenabhängige seien in
genügendem masse vorhanden. Bezüglich der
nicht therapiemotivierten abhängigen seien
verschieden gremien gabei, sich mit der ein-
richtung einer geschlossenen institution
für therapieunwillige, schwer drogenabhängige

zu befassen. Darin sind auch die als au-
toritäten in Sachen drogen und Strafvollzug
geltenden psachiater Kielholz, Ladewig und
Rümmele vertreten.

Zur frage der bisherigen therapiemöglichkei-
ten verlässt sich die regierung auf die
bestehenden institutionen, die im moment
quantitativ genügend plätze zur Verfügung stellen,

lässt aber die frage der qualität und
somit auch deren finanzierung ausser acht.
Bekanntlich bewegen sich die meisten
therapeutischen gemeinschaften am rande des
finanziellen kollapses und sind immer wieder
auf "milde gaben" angewiesen, um eine eini-
germassen entsprechende qualität der betreu-
ung garantieren zu können. Die frage ist
auch, ob es zulässig ist, diejenigen abhängigen,

welche nicht für eine der bestehenden
therapien zu motivieren sind, als therapie-
unwillige zu bezeichnen.

Weitere alternativen zum klassischen
Strafvollzug sind nötig. Alle bisherigen therapien

setzen einen starken leidensdruck
voraus, der meist erst mit allen konsequenzen
der sucht und kriminalität erreicht wird.
Dieses vorgehen beinhaltet naturgemäss ein
grosses risiko für die psychische und physische

gesundheit des drogengefährdeten, ebenso

natürlich für die allgemeinheit, die ja
unter den delikten der abhängigen zu leiden
hat.
Zum zweiten teil der regierungsantwort
drängt sich eine Stellungnahme zur wünsch-
barkeit einer geschlossenen, gefängnisartigen

drogentherapie-station auf. Ohne zweifei

sind die derzeitigen vollzugsanstalten
und Untersuchungsgefängnisse im therapeutischen

sinne nicht wirksam, ja sogar
antitherapeutisch. Es sei daran erinnert, dass
der Lohnhof seit jähren keine eigentliche
psychiatrische betreuung mehr anbietet,
obwohl von allen Seiten eine solche immer
wieder gewünscht wurde. Es scheint mir aber
klar, dass für ein therapeutisches milieu
nicht ein psychiater alleine sorgen kann,

sondern dass auf allen ebenen eine änderung
des selbstverständnisses im sinne einer
eher therapeutischen haltung nötig ist.
Dies betrifft nicht nur die direkt mit der
betreuung beschäftigten, sondern gleicher-
massen auch die untersuchüngs- und rechts-
sprechungsinstanzen. Impulse in richtung
der Schaffung eines therapeutischen milieus
gibt seit längerer zeit die AEA Arxhof, sie
ist ein gutes stück auf diesem weg gegangen.
Und dies zum teil mit personal, das bereits
in der früheren Strafanstalt jahrelang
tätig warl

Gerade am beispiel Arxhof wird klar, dass
dieses vorgehen nicht nur für drogenabhängige

notwendig ist, sondern für den
erfolg aller strafrechtlichen bemühungen be-
dingung ist. Deshalb wünsche ich mir nicht
einen aufwendigen drogenknast - er wäre das

fast zwangsläufige résultat eines Versuchs
"geschlossene therapiestation für
unmotivierte" - sondern unterstütze die forderung
nach einer neuorientierung im Strafvollzug
im allgemeinen. Im weiteren sprechen gemachte

erfahrungen mit vol 1zugsanstalten für
psychisch kranke straffällige (sie waren
alle sehr enttäuschend) gegen eine weitere
ghettoisierung der drogenabhängigen. Eine
solche institution stände auch im
Widerspruch zu der therapeutischen ausgangslage,
die davon ausgeht, dass die drogensucht keine

schicksalhafte krankheit ist, sondern
vielmehr einer von vielen möglichen versuchen,

legal oder eben illegal mit der reali-
tät fertig zu werden.

Was uns also notwendig scheint, ist nicht
ein vermehrter aufwand von beton und eisen,
sondern der einsatz von menschen, die
therapeutisch arbeiten können. Die gegenwärtige

besetzung des Lohnhofs mit zwei
Sozialarbeitern ist schon ungenügend für die
"normale", nicht drogenabhängige bevölkerung.
Wenn mit den sogenannt unmotivierten moti-
vationsarbeit gemacht werden soll, sollte
innerhalb des iuridischen systems, das
heisst in Untersuchungshaft und im
Strafvollzug, unbedingt mehr therapeutisches
personal zur Verfügung stehen.
Die petition, von der die rede war, schien
auch uns uninformiert. Aber die antwort der
regierung geht noch weiter am ziel vorbei.

Die tatsache, dass in einer gesamtschweizerischen

Vernehmlassung zum thema eines
speziellen drogengefängnisses einzig der kanton
Baselland negativ Stellung nimmt, zwingt uns
dazu, diese diskussion vermehrt aufzunehmen
- auch mit dem ziel zu einer klaren meinung
der bereits in der drogentherapie tätigen
zu kommen.
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